
Handeln von … Fallkonstellation entspre-
chend der unionsrechtlichen
Determination

Anwendbarkeit
der GRCh-
Grundrechte

Art. 51 I 1 GRCh

Anwendbarkeit der GG-
Grundrechte

Verhältnis der GRCh-
und GG-Grundrechte

Klagemöglichkeit

Stellen der Union Bindung an die GRCh-Grundrechte ungeachtet des
Grades der unionsrechtlichen Determination

(–), GG- Grundrechte bin-
den nur die deutsche ho-
heitliche Gewalt

Eingeschränkte Klagemöglich-
keiten des Bürgers im Rahmen
der Nichtigkeitsklage (vgl.
Art. 263 IV AEUV)

Stellen der Mit-
gliedstaaten

Legislativer, administrativer, ju-
dikativer Vollzug zwingenden
Unionsrechts

(+) (–)

Ausnahmen vom An-
wendungsvorrang nach
BVerfG:

– Solange-, Verfassungs-
identitäts- und Ultra-Vires-
Vorbehalt

– Rechtsschutz vor der Fach-
gerichtsbarkeit, ggf. mit Vor-
lage zum EuGH (Art. 267
AEUV)
– Urteils-VB vor dem BVerfG
möglich, gestützt auf
(1) Verletzung des Rechts auf
den gesetzlichen Richter
(Art. 101 I 2 GG) wegen unter-
lassener Vorlage zum EuGH
(2) Verletzung der Unions-
grundrechte bei Anwendung
des Unionsrechts

Umsetzung von Unionsrecht in-
nerhalb von Gestaltungsspiel-
räumen der MG

(+) (+) – GG-Grundrechte bleiben
anwendbar
– parallele Anwendbarkeit
von GG- und GRCh-
Grundrechten
– widerlegliche Vermutung
für höheren Schutz der
GG-Grundrechte

VB vor dem BVerfG, gestützt
auf Verletzung der GG-Grund-
rechte, außer Nachweis im Ein-
zelfall:
(1) für höheren Schutz der
GRCh-Grundrechte
(2) gegen grundrechtliche Viel-
falt

Keine bzw. allenfalls punktuelle
Anwendbarkeit von Unions-
recht

(–) (+) – Rechtsschutz vor der Fach-
gerichtsbarkeit

– VB vor dem BVerfG

G. SCHLUSS

Die Unionsgrundrechte gewinnen an Bedeutung. Das schlägt
sich nicht nur in der gerichtlichen Praxis, sondern ebenso im
juristischen Studium nieder. Es bleibt zu vermuten, dass die
Entwicklung noch am Anfang steht. Dabei wird es darum
gehen, die gegenseitigen Einwirkungen beider Grundrechts-

sphären zuzulassen und gleichzeitig ihre Eigenständigkeit zu
behaupten. Eine Aufgabe, an der die Studierenden als (an-
gehende) Praktiker, Wissenschaftler und bereits jetzt als
Klausurbearbeiter unmittelbar beteiligt sind.
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„Die infektionslose Versammlung“

Versammlungsfreiheit in der Coronapandemie; Anwendung bekannter versammlungsrecht-
licher Problematiken auf infektionsschutzrechtliche Sachverhalte; allgemeine Zulässigkeitsfra-
gen des verwaltungsgerichtlichen Eilrechtsschutzes
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& SACHVERHALT

Im Mai 2020 sind die spürbaren Auswirkungen der globalen Coronapandemie für die Bevöl-
kerung auch in Deutschland auf einem vorläufigen Höhepunkt angekommen. Bereits am
25.3.2020 hat der Deutsche Bundestag eine epidemische Lage von nationaler Tragweite fest-
gestellt. In fast allen deutschen Bundesländern gilt inzwischen eine Maskenpflicht für Ein-
käufe sowie in Bussen und Bahnen. Schulen und Kindergärten bleiben größtenteils geschlos-
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sen. Gleichzeitig zeigen die bislang getroffenen Maßnahmen Wirkung, da die Infektions-
zahlen rückläufig sind. Parallel dazu nimmt jedoch auch die kritische Auseinandersetzung
mit den bisher getroffenen Beschränkungen zu.

A ist Aktivist für Demokratie und Menschenrechte und beschließt, auf dem zentral gelegenen
Marktplatz der kreisfreien Stadt B in Nordrhein-Westfalen eine Kundgebung unter dem Titel
„Für die Geltung der Grundrechte! Universelle Verfassung auch in der Krise!“ anzumelden.
A möchte die Kundgebung am Samstag, dem 30.5.2020 um 11:00 Uhr für die Dauer von drei
Stunden durchführen. Er plant eine Menschenkette auf dem zu dieser Zeit traditionell gut
besuchten Marktplatz, welche die Passanten zum An- und Innehalten sowie zum Nach-
denken über die Grundrechte anregen soll, die es auch in Krisenzeiten vor der Willkür
staatlicher Institutionen zu schützen gilt. Zur Not könnten diese Menschenketten auch in der
Weise gebildet werden, dass die Teilnehmenden zwischen sich und im gebührenden Abstand
sog. Flatterbänder spannen. Gleichzeitig möchten er und einige Freunde von ihm mit jeweils
einem Bauchladen Flyer über die Inhalte der Grundrechte an Passanten verteilen.

A teilt der Stadt B am 25.5.2020 mit, dass er die oben genannte Veranstaltung plant.

In der Folgezeit macht A auf seinem Facebook-Account Werbung für die Kundgebung;
innerhalb weniger Stunden erhält er dort 238 Anmeldungen und registriert weitere 499
Interessierte, die potentiell an der Versammlung teilnehmen möchten.

Das Ordnungsamt der Stadt B teilt dem A am 27.5.2020 schriftlich mit, dass seine angemelde-
te Versammlung nur unter den folgenden Beschränkungen stattfinden darf:

1. Es sind höchstens 200 Teilnehmende zugelassen. Zudem haben die Teilnehmenden einen
Mindestabstand von 1,5 Metern einzuhalten.

2. Menschenketten dürfen (auch unter Zuhilfenahme von Flatterbändern) nicht durchgeführt
/ gebildet werden.

3. Ein Verteilen von Flyern darf nicht stattfinden.

4. Vor Beginn der Versammlung hat der A als Versammlungsleiter eine Liste mit den Namen
und den Kontaktdaten aller Teilnehmenden anzufertigen und an das Ordnungsamt der Stadt
B zu übergeben.

Das Ordnungsamt der Stadt B begründet die Beschränkungen mit der derzeitigen infektions-
schutzrechtlichen Gefahrenlage durch das Coronavirus. Die Beschränkungen 1) und 2) seien
geboten, weil der Abstand von 1,5 Metern für das Unterbrechen von Infektionsketten
notwendig ist und der Markplatz der Stadt B unter diesem Maßstab nur Platz für 200
Teilnehmende bietet (was zutrifft). Das Verteilen von Flyern (Beschränkung 3) eröffne die
Gefahr, dass sich Menschentrauben bildeten, was zu vermeiden sei. Die Teilnehmendenliste
der Beschränkung 4) sei wichtig, um im Falle einer Infektion bei einem Teilnehmenden
möglichst zeitnah die übrigen Teilnehmenden informieren zu können und Infektionsketten
so unterbrechen zu können. Zu diesem Zweck müsse das Ordnungsamt der Stadt B die Liste
der Teilnehmenden auch vor Ort auf Plausibilität prüfen, um zu verhindern, dass die Teil-
nehmenden nicht korrekte Angaben machen. Alternativ bietet die Stadt B an, dass A seine
Versammlung auch auf dem abseits der Innenstadt gelegenen Bahnhofsplatz durchführen
könne; dort würden (unter Beachtung eines Abstandes von 1,5 Metern) 250 Personen Platz
finden und die Beschränkung 1) insofern auf 250 Teilnehmende erhöht werden.

A ist mit diesen Maßnahmen überhaupt nicht einverstanden. Die Beschränkungen zu 1) bis 3)
seien vollkommen unverhältnismäßig. Die Beschränkung zu 4) ginge schon „aus Daten-
schutzgründen überhaupt nicht“; A ist nicht gewillt, irgendeine Art von Teilnehmendenliste
anzufertigen. Er ist auch unter keinen Umständen bereit, auf einen anderen Platz auszuwei-
chen.

Am 28.5.2020 ersucht A das örtlich zuständige Verwaltungsgericht um Eilrechtsschutz. Er
möchte seine Kundgebung wie geplant und ohne jede Beschränkung durchführen dürfen.

Bearbeitervermerk: Prüfen sie die Erfolgsaussichten des gerichtlichen Verfahrens. Auf alle aufgeworfe-
nen Rechtsfragen ist (gegebenenfalls hilfsgutachterlich) einzugehen.

Gehen Sie davon aus, dass im Land Nordrhein-Westfalen derzeit keine Rechtsverordnung gem. §§ 32,
28 I, 28 a Infektionsschutzgesetz existiert.
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